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EU-Mercosur: Eine strategische Chance für Europa
Angesichts der aktuellen geopolitischen Lage sowie des zunehmend drohenden Wettbewerbs­
verlusts in Europa ist es gerade jetzt umso wichtiger, Handelspartner verstärkt zu diversifizieren.

Expertenmeinung von ANNA REINDL

Mehr als 20 Jahre nach Beginn 
der Verhandlungen über 
ein umfassendes Partner-
schaftsabkommen zwischen 

der Europäischen Union und den vier 
Ländern der Mercosur-Region (Argenti-
nien, Brasilien, Paraguay, Uruguay) wur-
de im Dezember 2024 die finale Einigung 
verkündet. Die EU und Mercosur schaffen 
zusammen einen Markt von mehr als 700 
Millionen Menschen – und damit eine der 
größten Freihandelszonen der Welt.

Grundsätzlich besteht das Abkommen 
einerseits aus einer politischen Koopera-
tion (etwa Zusammenarbeit im Bereich 
Bildung) sowie andererseits aus einem 
Freihandelsabkommen. Letzteres soll 
den Handel mit Waren und Dienstleistun-
gen zwischen beiden Regionen stärken; 
v. a. durch den Abbau von Zöllen und 
anderen Handelshemmnissen. Konkret 
sollen etwa 91 Prozent der Zölle auf EU-
Warenexporte nach Mercosur schrittwei-
se abgebaut werden. Laut Europäischer 

Kommission würde dies eine jährliche 
Zollersparnis von vier Mrd. Euro für EU-
Unternehmen bewirken. 

Politische Grundsatzeinigung 
bereits 2019
Bereits 2019 gab es eine erste politische 
Grundsatzeinigung über ein solches EU-
Mercosur-Abkommen. Aufgrund  von 
Gegenwind einiger EU-Mitgliedstaaten 
(wie u. a. Frankreich), besonders im 
Bereich der Landwirtschaft und des 
Umweltschutzes, folgten Nachverhand-
lungen. Daher wurde unter anderem ein 
eigenes Zusatzinstrument im Rahmen des 
Abkommens verhandelt, das vor allem 
die Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele 
des Pariser Klimaabkommens rechtlich 
garantieren und durchsetzen soll.

Strategische Chance für ein 
selbstbewusstes Europa 
Österreich ist mit einer Exportquote 
von  60  Prozent des BIP eine stark ex
portorientierte Volkswirtschaft. Mehr als 

1,2  Millionen heimische Arbeitsplätze 
werden durch Exporte gesichert. Europa-
weit hängen 38 Millionen Arbeitsplätze 
an EU-Exporten zu Drittstaaten. 

Die EU ist mit einem Anteil von 17 Pro-
zent am Gesamthandel nach China der 
zweitbedeutendste Warenhandelspartner 
für Mercosur. Die Umsetzung des Ab-
kommens könnte laut Studien zu einer 
Steigerung europäischer Exporte in die 
Region von bis zu 64 Prozent führen. 
Außerdem sichern EU-Exporte nach 
Mercosur bereits jetzt 32.000  Arbeits
plätze in Österreich. 

Angesichts der aktuellen geopolitischen 
Lage sowie des zunehmend drohenden 
Wettbewerbsverlusts in Europa ist es ge-
rade jetzt umso wichtiger, Handelspart-
ner verstärkt zu diversifizieren. Das EU-
Partnerschaftsabkommen mit Mercosur 
ist in diesem Sinne eine wesentliche stra-
tegische Chance für Europa, die dringend 
genutzt werden muss. 

Wie geht es weiter?
Damit das Abkommen unterschrieben 
werden und in Kraft treten kann, müssen 
sowohl das Europäische Parlament als 
auch die EU-Mitgliedstaaten (im Rah-
men des Rates der Handelsminister) zu-
stimmen. Eine endgültige Entscheidung 
könnte aufgrund der noch zu erfolgenden 
Verfahrensschritte, etwa der juristischen 
Überprüfung und Übersetzung des Ab-
kommens in alle EU-Amtssprachen, im 
Sommer dieses Jahres fallen.

Anna Reindl, Referentin 
Internationale Beziehungen & 
Märkte

30 Jahre EU-Mitgliedschaft: 
Erfolgsmodell mit Wachstumspotenzial
Der Beitritt Österreichs zur Europäischen Union 1995 war ein Motor für mehr Wohlstand, 
Wirtschaftswachstum und Innovation. Doch das volle Potenzial der Union muss erst 
noch entfaltet werden.

Im Jahr 2025 feiert Österreich 30 Jah-
re seit dem Beitritt der Republik 
zur Europäischen Union. Seit da-
mals hat sich das Land zu einem der 

dynamischsten und innovativsten Mit-
glieder der EU entwickelt und enorm von 
der Mitgliedschaft profitiert. Die wirt-
schaftlichen Vorteile der österreichischen 
EU-Mitgliedschaft werden heute als quasi 
selbstverständlich angesehen – doch erst 
die EU-Mitgliedschaft hat die Export- 
und Investitionserfolge der österreichi-
schen Wirtschaft ermöglicht.

Der europäische Binnenmarkt mit sei-
nen vier Freiheiten (dem freien Waren-, 
Dienstleistungs-, Kapital- und Personen-
verkehr) hat sich in dieser Zeit als das 
Fundament für Unternehmertum, Wohl-
stand und Wachstum herausgestellt. 

Exportwachstum nach EU-Beitritt
Wert in 1.000 Euro
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„Die Teilnahme am EU-Binnenmarkt 
hat Österreich als kleine, exportorien-
tierte Volkswirtschaft überproportional 
gestärkt. Fast jeder zweite Arbeitsplatz 
in Österreich hängt direkt oder indirekt 
vom Außenhandel ab, rund 70 Prozent 
der österreichischen Exporte an Wa-
ren und Dienstleistungen gehen in den 
EU-Binnenmarkt. Das unterstreicht, 
wie unverzichtbar die EU für unseren 
Wirtschaftsstandort ist“, so IV-Präsident 
Georg Knill.

Mit einem Bruttoinlandsprodukt von 
rund 15 Billionen Euro, 450 Millionen 
Konsumentinnen und Konsumenten 
sowie 21 Millionen Unternehmen ist der 
Binnenmarkt der größte Wirtschafts-
raum der Welt. Doch auch 30 Jahre nach 
seinem Inkrafttreten bleibt er in einigen 
Bereichen ein Flickenteppich – Barrie-
ren, etwa regulatorische Divergenzen 
und ein hoher Verwaltungsaufwand, 
bremsen das volle Potenzial des Binnen-
markts aus.

Eine Union, die ihr Potenzial 
verwirklicht
Die EU läuft in den letzten Jahren zu-
sehends Gefahr, durch Überbürokra-
tisierung und Überregulierung unter-
nehmerische Initiative zu ersticken oder 

sogar abzuschrecken. Deshalb muss in 
den kommenden Jahren besonderes Au-
genmerk auf der Wiederherstellung und 
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit 
Europas liegen. Bürokratieabbau, die 
Vereinfachung regulatorischer Vorgaben, 

die Senkung der Energiekosten und die 
Schaffung eines harmonischen Wett
bewerbsumfelds sind essenziell. 30 Jahre 
Österreich in der EU sind ein Grund zum 
Feiern – und ein Ansporn, die europäi-
sche Idee weiterzuentwickeln.
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Während der langen und 
streckenweise sehr zä-
hen Verhandlungen, die 
seit der Nationalratswahl 

am 29. September 2024 geführt wurden, 
hatte man oft den Eindruck, dass der 
Ernst der Lage nicht von allen Beteilig-
ten erkannt wurde. Daher hier noch ein-
mal in aller Deutlichkeit: Die Industrie 
ist im dritten Rezessionsjahr. Es ist die 
längste Rezession seit 1954. Wir kämp-
fen mit Produktionsrückgängen, steigen-
der Arbeitslosigkeit (in der Industrie + 
17,8  Prozent 2024!) und nehmen nicht 
mehr am globalen Wachstum teil, weil 
wir uns schlicht aus dem Markt gepreist 
haben. Wir können das nicht achselzu-
ckend auf „die globale Situation“ schie-
ben – die Probleme sind größtenteils 
hausgemacht und es ist wirklich an der 

Zeit, dass wir den aktuellen monatelan-
gen Stillstand nicht weiter verlängern.

Neben einem Weg für spürbare Kosten-
reduktionen müssen Unternehmerinnen 
und Unternehmer das Vertrauen in den 
Standort zurückgewinnen. Nicht zuletzt 
die Belastungsfantasien der Gewerk-
schaften und der Spitze der Bundes-SPÖ 
haben dazu beigetragen, dass nicht mehr 
in Österreich, sondern an anderen Stand-
orten investiert wird und dadurch hier 
Arbeitsplätze (im Übrigen auch Gewerk-
schaftsmitglieder!) und Innovationen 
verloren gehen. Den starken Sozialstaat, 
auf den wir zu Recht stolz sind, muss je-
mand finanzieren – es ist daher notwen-
dig, die hohen Kosten bei Arbeit, Energie 
und durch Bürokratie zu senken und der 
Industrie wieder die Luft zum Atmen zu 

geben, die sie braucht, um weiterhin die 
starke Kraft der Wertschöpfung dieses 
Landes zu sein. Und es ist möglich, dies 
auch in einer durchaus heiklen Situation 
eines massiven Budgetdefizits zu tun. 

Eine ausgabenseitige Budgetkonsolidie-
rung ist möglich und notwendig. Wenn 
man mit seinem Geld nicht auskommt, 
muss man weniger ausgeben – das sollte 
selbstverständlich sein. Die Potenziale 
wurden ohnehin in den vergangenen Wo-
chen von vielen Seiten aufgezeigt, deshalb 
sei hier nur eine Zahl herausgegriffen: 
Wenn wir die sehr hohe Förderquote Ös-
terreichs von 7,5 Prozent auf den Durch-
schnitt der EU-Länder von 5,7 Prozent 
senken, werden 8,3 Milliarden Euro frei. 
Das ist mehr als die 6,4 Milliarden Euro, 
die Österreich bereits 2025 jedenfalls 

einsparen muss. Durch Effizienzsteige-
rungen wäre ebenfalls viel zu gewinnen. 
Und schließlich bleibt noch die überbor-
dende Bürokratie: Das Streichen unnö-
tiger Berichtspflichten kostet nichts und 
würde eine Entlastung in Milliardenhöhe 
bringen. Zuletzt sei noch ein Hinweis er-
laubt: Als Exportnation lebt Österreich 
von seiner Reputation im Ausland und 
von seiner Integration in den Binnen-
markt der Europäischen Union. Wir wer-
den die Regierung an ihren Inhalten und 
Taten messen!

Ihr

Christoph Neumayer 
(IV-Generalsekretär)

Woran wir eine neue 
Bundesregierung 
messen müssen
Österreich nimmt nicht mehr am globalen Wachstum teil, weil wir 
uns schlicht aus dem Markt gepreist haben. Wir brauchen jetzt 
möglichst schnell auch einen psychologischen Effekt und müssen 
Unternehmern das Vertrauen in den Standort zurückgeben.

Topverdiener zahlen Großteil der Lohnsteuer

Oberste 1 %
Oberste 10 %

Unterste 80 %

Unterste 50 %

aller Einkommen

19,8 %

0,3 %

51,8 %

22,9 %

des gesamten Lohn und Est-Aufkommens

Quelle: Integrierte Lohn-Est-Statistik 2021 (Statistik Austria 2024)

 % % % 58,9 %

32,1 %

8,6 %
21,3 %

Grafik des Monats Zahl des Monats

Diese Summe veranschlagte der Bund 
2024 für direkte umwelt- und klima-
politische Förderungen. Das entspricht 
mehr als einer Verdoppelung zum Jahr 
2022 (1,68 Mrd. Euro). Der Fokus der 
Ausgaben liegt laut Wifo beim Klima-
schutz, während Kreislaufwirtschaft und 
Biodiversität kaum ins Gewicht fallen. 
2023 flossen in Österreich insgesamt rund 
33  Mrd. Euro bzw. 6,9 Prozent des BIP 
in Förderungen, wie Zahlen von Euro-
stat ergeben. Der EU-Schnitt liegt bei 
6,3 Prozent.

Am 8. Jänner 2025 fand der soge-
nannte „Fat Cat Day“ statt – also je-
ner Tag, an dem nach Berechnungen 
der Arbeiterkammer österreichische 
Spitzenmanager im Median so viel 
verdient haben wie ein durchschnitt-
licher Arbeitnehmer im ganzen Jahr. 
Ausgeblendet wird bei dieser alljähr-
lichen Debatte, dass Topverdiener 
auch Top-Steuerzahler sind: Der „Fat 
Cat Day“ ist also vor allem ein „Fat 
Tax Day“. Das oberste Prozent der 
Einkommensbezieher erhält 8,6 Pro-
zent aller Einkommen und leistet 
21,3 Prozent des gesamten Lohn- und 
Einkommensteueraufkommens; die 
obersten zehn Prozent der Einkom-
mensbezieher erhalten 32,1 Prozent 
aller Einkommen und leisten stolze 
58,9 Prozent des gesamten Lohn- 
und Einkommensteueraufkommens. 

3,53
Milliarden 
Euro
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Lehre in den bildungspolitischen 
Fokus rücken
Eine neue Studie im Auftrag von „zukunft.lehre.österreich.“ und der Industriellenvereinigung zeigt, 
welche Potenziale für eine zukunftsfähige Lehrausbildung ausgeschöpft werden müssen.

T rotz der derzeit angespann-
ten Situation in Industrie und 
Wirtschaft und der turbulen-
ten politischen Entwicklungen: 

Fachkräfte bleiben einer der wichtigsten 
„Rohstoffe“ Österreichs für die zukunfts-
weisende Weiterentwicklung des Stand-
orts. Unternehmen bilden dafür Lehrlinge 
direkt im Betrieb zu hoch qualifizierten 
Fachkräften aus und bieten diesen damit 
die Grundlage für einen langfristig attrak-
tiven und sicheren Karriereweg. Eine vom 
market-Institut durchgeführte Studie be-
leuchtet die Wahrnehmung der Betriebe zu 
ihren Lehrstellenbewerberinnen und -be-
werbern, die Rolle der Grundbildung in der 
Schule und der Berufsorientierung sowie 
den Stellenwert der Lehre in wirtschaftlich 
herausfordernden Zeiten. Die Auswahl der 
Befragten spiegelt die Struktur österreichi-
scher Lehrbetriebe anhand der Lehrlings-
anzahl in den einzelnen Sparten wider.

Die wichtigsten Studienergebnisse
Obwohl es längere Zeit gelungen war, die 
Auswirkungen der derzeitigen Rezession 
auf die Fachkräfteaktivitäten gering zu 
halten, sieht nunmehr rund ein Viertel 
der Befragten die Lehrausbildung durch 
die Wirtschaftskrise geschwächt. Gleich-
zeitig bleibt für die Unternehmen der 
hohe Stellenwert der betrieblichen Aus-
bildung bestehen: 92 Prozent der befrag-
ten Unternehmen wünschen sich für die 

Lehrausbildung einen höheren Stellen-
wert auf der politischen Agenda. Betriebe 
berichten vermehrt von Defiziten im Be-
reich der Grundkompetenzen, der Vor-
bereitung auf den Arbeitsmarkt und der 
Umgangsformen. 79 Prozent der Betriebe 
sehen einen Bedarf an intensiverer Vor-
bereitung auf das Arbeitsleben und die 
beruflichen Anforderungen. Besonders 
größere Unternehmen betonen hier den 
Wunsch nach Verbesserung.

Verbesserung der Grundkompetenzen 
notwendig
IV-Präsident Georg Knill betont die große 
Bedeutung der betrieblichen Ausbildung 
für junge Menschen und die Industrie-
unternehmen: „Die Industrie ist in den 
letzten Jahren zum zweitgrößten Lehr-
lingsausbilder aufgestiegen. Die größten 
Herausforderungen bleiben leider nach 
wie vor die Vorkompetenzen angehen-
der Lehrlinge – daher wünschen wir uns 

von der künftigen Bundesregierung eine 
Qualitätsoffensive in der Grundbildung, 
z. B. durch die Einführung einer Bil-
dungspflicht sowie eine professionelle 
Bildungs- und Berufsorientierung“, so 
der IV-Präsident. Nicht zuletzt sieht er 
aber auch Luft nach oben, wenn es darum 
gehe, das Image der Lehre in der Bevöl-
kerung zu heben: „Dafür braucht es einen 
gesellschaftlichen Schulterschluss aus 
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft.“

Bei der Studienpräsentation (v. l. n. r.): Monika Sandberger („z.l.ö.“), Georg Knill, Robert Machtlinger („z.l.ö.“) und David Pfarrhofer (market).

Sichere und leistbare Gasversorgung 
für Österreich
Das Ende des Gastransits durch die Ukraine und der deutschen Gasspeicherumlage  
rückt die Notwenigkeit einer sicheren, diversifizierten und leistbaren Gasversorgung 
in Österreich einmal mehr in den Fokus.

Expertenmeinung von JUDITH OBERMAYR-SCHREIBER

Die gute Nachricht zuerst: Kurz 
vor Ende des Jahres beschloss 
der Bundestag in Deutschland 
eine Änderung des Energie-

wirtschaftsgesetzes (EnWG), womit die 
deutsche Gasspeicherumlage nicht mehr 
an den Grenzübergabepunkten einge-
hoben wird. Ab Jahreswechsel wird die 
Umlage somit nur mehr bei Entnahmen 
innerhalb Deutschlands eingehoben. 
Seit ihrer Einführung 2022 zählte die 
Industriellenvereinigung zu den schärfs-
ten Kritikern der unionsrechtswidrigen 
deutschen Gasspeicherumlage, weil sie 
den Handel innerhalb des Binnenmarkts 
beschränkt und die angestrebte Diversi-
fizierung der Gasimportrouten nach Ös-
terreich als „Quasi-Zoll“ künstlich verteu-
ert. Ein wichtiger und längst überfälliger 

Schritt ist damit für den Industriestandort 
Österreich und ganz Mitteleuropa gelun-
gen – die konsequente Kritik der IV und 
anderer Verbündeter hat sich ausgezahlt.

Dass die Abschaffung der Gasspeicher
umlage noch kurz vor Jahresende be-
schlossen wurde, ist besonders vor dem 
Hintergrund des Stopps des Gastransits 
durch die Ukraine von essenzieller Be-
deutung: Hätte Österreich seine Importe 
aus Russland über die Ukraine nach 
Baumgarten gänzlich über Lieferungen 
aus Deutschland ersetzt, wären durch 
die Gasspeicherumlage Kosten von rund 
einer Million Euro pro Tag angefallen.

Nun fließt seit 1. Jänner 2025 kein Gas 
mehr durch die Ukraine nach Österreich 

bzw. Mitteleuropa, insbesondere die Slo-
wakei. Trotz bestehender Vorkehrungs-
maßnahmen im Hinblick auf die Ver-
sorgungssicherheit und Diversifizierung 
stellt der Wegfall dieser substanziellen 
Mengen durch den mit Abstand größten 
Gas-Entry-Punkt Österreichs den Stand-
ort Österreich bzw. Mitteleuropa vor nicht 
zu unterschätzende Herausforderungen.

Bereits seit vergangenem Herbst stiegen 
die Gaspreise mit dem Heranrücken des 
Auslaufens der Gastransitverträge auf 
ein sehr hohes Niveau; derzeit pendeln 
sie sich bei rund 50 Euro pro Megawatt
stunde ein, was den Standortfaktor 
Energie insgesamt massiv verteuert und 
letztlich auch die Inflation antreibt. Die 
Gaspreise liegen damit vier- bis fünfmal 

höher als in den USA – mit gravierenden 
Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähig-
keit. Hinzu kommt, dass wir in Österreich 
bzw. Europa einen vergleichsweise kalten 
Winter erleben und sich die Gasspeicher 
deutlich schneller entleeren als etwa im 
Vorjahr. Die Wiederauffüllung in der 
Einspeichersaison während der warmen 
Jahreszeit wird dadurch erschwert bzw. 
verteuert, dass sich die prognostizierten 
Gaspreise über den Sommer ebenfalls auf 
sehr hohem Niveau befinden.

Judith Obermayr-Schreiber, Expertin Klima, 
Infrastruktur, Transport, Ressourcen & Energie
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EU-Forschungsrahmenprogramm – quo vadis?

Expertenmeinung von IRIS FISCHL-RUHLAND

In der europäischen Forschungs
politik stehen zentrale Weichen
stellungen an: Unter anderem wird 
Mitte des Jahres der erste Vor-

schlag der Europäischen Kommission 
zum nächsten Mehrjährigen Finanz
rahmen (MFR) und zum nächsten  
EU-Forschungsrahmenprogramm (FRP), 
„FP10“, erwartet. Im vergangenen Jahr 
wurden bereits erste wesentliche Pflöcke 
für die Konzeption und Diskussion zum 
FRP eingeschlagen. Dabei fokussieren die 
Bezüge und Empfehlungen zu FP10 auf 
die jetzigen Hauptprogramme der 1. Säule 
und 3. Säule (ERC-Grundlagenforschung, 
EIC-Innovation) des FRP sowie auf disrup-
tive Innovationen – wie etwa in den Leit-
linien der EU-KommissionspräsidenZtin, 
dem Draghi-Bericht sowie zuletzt auch 

im Berichtsentwurf des Ausschusses für 
Industrie, Forschung und Energie des 
EU-Parlaments (ITRE). Kritisch ist, dass 
Überlegungen zur Zukunft der kollabora-
tiven F&E im FRP im Sinne der jetzigen 
2. Säule bisher viel zu vage bleiben, wenn 
auch auf die grundsätzliche Relevanz die-
ses Herzstücks des FRP vereinzelt ein-
gegangen wird. Diskussionen zu einem 
etwaigen Competitiveness Funds, unter 
dem im nächsten MFR sämtliche FTI-Pro-
gramme budgetiert werden könnten, brin-
gen zusätzliche Unsicherheiten mit sich.

Die IV setzt sich gemeinsam mit Mitstrei-
tern auf nationaler und europäischer Ebene 
weiterhin massiv dafür ein, dass das künftige 
FRP die angewandte kollaborative F&E als 
wesentlichen Teil enthält und entsprechend 

der jetzigen 2. Säule mit mindestens 60 Pro-
zent der Mittel wie bisher ausstattet. Hier 
herrscht hoher Handlungsbedarf: Der Ein-
bezug der wichtigen Übersetzungsrolle 
der Industrie, in Ökosystemen mit star-
ken Partnern wie Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, für die erfolgreiche 
Anwendung und den Markt ist essenziell 
für ein zukunftsfähiges Europa! Demnächst 
werden zahlreiche Abänderungsanträge 
zum ITRE-Berichtsentwurf im Ausschuss 
und voraussichtlich im März im Plenum 
des EU-Parlaments abgestimmt, der unter 
anderem eine Budgetempfehlung enthält, 
dass die Hälfte des FP10-Budgets zu ERC 
und EIC gehen soll, was eine klare Reduk-
tion der 2. Säule von rund 59 Prozent auf 
34  Prozent des Budgets im Vergleich zum 
Status quo bedeuten würde.

61 Prozent der Rückflüsse an öster-
reichische Unternehmen, Forschungs
einrichtungen und Hochschulen kom-
men derzeit aus der 2. Säule. Österreich 
muss seinen Erfolgsweg fortsetzen und 
sich für ein starkes zusammenhängendes 
Forschungsrahmenprogramm mit einem 
Budget von mindestens 200 Milliarden 
Euro einsetzen, das angewandte kollabo-
rative F&E mit Fokus auf Schlüsseltech-
nologien als zentralen Teil enthält. 

Iris Fischl-Ruhland, Expertin aus dem 
IV-Bereich Forschung, Technologie 
& Innovation

Begonnen beim Draghi Report bis zur 
erstmaligen Einsetzung eines EU-
Kommissars für Defence Industry and 
Space, gibt es auf EU-Ebene eine starke 
Priorisierung der Raumfahrt und der 
Weltraumforschung. Wie sehen Sie diese 
Entwicklungen?
Josef Aschbacher: Draghi hat sehr klar 
erkannt und beschrieben, dass Weltraum 
eine der Schlüsseltechnologien Europas 
ist, wo wir aufholen müssen, um vorne 
dabei zu bleiben und Innovation voran-
zutreiben. Weltraum ist essenziell wichtig 
für die Gesellschaft, die Sicherheit und 
verschiedene Wirtschaftszweige.
Auf europäischer Ebene kam es durch 
den neuen Kommissar, Herrn Kubilius, 
der sowohl für Weltraum aber auch für 
Verteidigung zuständig ist, zu einer gro-
ßen Änderung in der Politik Europas. 
Dies wird sicher auch dazu führen, dass 
Weltraum mehr für Verteidigungs- und 
Sicherheitszwecke eingesetzt wird, was in 
der gegebenen geopolitischen Situation 
enorm wichtig für Europa ist.

Weltraum ist eine sogenannte Quer-
schnittsmaterie. Welche Relevanz hat 
und welche Chancen bietet der Zukunfts-
bereich Weltraum dahingehend?
Raumfahrt ist eine Schlüsseltechno-
logie, die sehr viele Industriezweige 
bedienen wird, beginnend bei Wetter-
vorhersagen über Navigationssysteme, 
Landwirtschaft, Städteplanung, Gesund-
heitswesen, Tourismus und viele andere 
Bereiche, in denen der Weltraum essen-
zielle Informationen bereitstellt. Wer 
diese an Bedeutung gewinnende Tech-
nologie nicht nützt, wird nicht zukunfts-
fit sein und einen Wettbewerbsnachteil 
gegenüber anderen Unternehmen und 
Wirtschaftszweigen haben. Daher ist es 

Der Österreicher Josef Aschbacher ist seit März 
2021 Generaldirektor der ESA – die Europäische 
Weltraumorganisation (European Space Agency, 
ESA), mit Sitz in Paris, ist eine internationale 
Organisation 23 europäischer Staaten für die 
Koordinierung und den Betrieb gemeinsamer 
Raumfahrtaktivitäten. 

wichtig, Weltraum auch in Bereichen wie 
pharmazeutische Industrie, Tourismus, 
Landwirtschaft und vielen anderen Berei-
chen einzubauen.

Wie ist Österreich hinsichtlich Techno-
logien für die Anwendung im Weltraum 
aufgestellt und welche Rolle kann Öster-
reich in Zukunft spielen?

Österreich ist ein wichtiges Weltraum-
land. Seit dem Beitritt Österreichs bei 
der europäischen Weltraumagentur ESA 
hat sich sehr viel getan. Österreich ver-
fügt über Spitzentechnologie im Hard-
warebereich, dh im Satellitenbereich, 

beispielsweise wichtige Komponenten 
für verschiedenste Satelliten, die Erd-
beobachtung, Navigation, Telekommuni-
kation und Weltraumwissenschaft betrei-
ben. Aber auch im Dienstleistungssektor 
ist Europa im Spitzenfeld und ist darüber 
hinaus dafür bekannt, eine exzellente 

Industrie zu haben und exzellente Quali-
tät zu liefern. Die Ausgaben in Österreich 
im Weltraumsegment sind allerdings viel 
kleiner als in anderen vergleichbaren Län-
dern wie beispielsweise Belgien, Schweiz 
oder Niederlande, wo viel mehr Geld in 
den Bereich Weltraum investiert wird 
und sich dadurch auch für die Industrie 
mehr Möglichkeiten ergeben.

Was braucht es aus Ihrer Sicht in Öster-
reich, damit Österreich seine Position im 
internationalen Weltraumsektor halten 
und ausbauen kann?
Österreich hat eine gute Weltraumstrate-
gie, die durch den Nationalrat beschlos-

sen wurde. Organisatorisch ist Österreich 
gut aufgestellt, es gibt in der FFG ein 
österreichisches Weltraumbüro und auch 
ein Weltraumforschungsprogramm.

Was es braucht, sind höhere Investition, 
damit österreichische Unternehmen mehr 

profitieren und mehr Möglichkeiten haben, 
sich in Europa zu entwickeln und euro-
päische Expertise ins Ausland exportie-
ren zu können

Wie kann Kooperation im Bereich 
Weltraum aussehen? Welche nationalen 
Partnerschaften kommen in Frage bzw. 
wären erstrebenswert? 
Weltraum ist eine Technologie, die per 
Definition sehr oft mit internationalen 
Partnern durchgeführt wird. Gerade 
Europa hat durch die ESA sehr starke 
Vereinbarungen mit der NASA, der japa-
nischen Weltraumorganisation, mit den 
Vereinigten Arabischen Emiraten, mit 
Indien und anderen Nationen. Hier kann 
Österreich und Europa seine Expertise 
einbringen, aber auch Exportmöglich-
keiten für Unternehmen eröffnet bekom-
men. Dies ist eine der Stärken der ESA; 
international stark eingebunden zu sein 
und dadurch Kooperationen mit globalen 
Partnern zu ermöglichen.

In Europa hat gerade Österreich durch 
den Sitz des United Nations Office of Ou-
ter Space Affairs, das Büro der Vereinig-
ten Nationen wo Weltraum global ko-
ordiniert wird, international eine global 
bedeutende Rolle.

„Weltraum wird stärker für 
Sicherheitszwecke eingesetzt“
Im Interview spricht der Generaldirektor der Europäischen Weltraumagentur (ESA) 
Josef Aschbacher über die Weltraumforschung der EU, die Rolle Österreichs und 
Exportchancen für Unternehmen.

IV-POSITIONEN 5Forschung & Innovation

Fo
to

s:
 E

SA
-P

hi
lip

pe
 S

eb
iro

t; 
A

do
be

 S
to

ck
; I

V/
M

at
an

ov
ic



Die Stimmung in der Industrie könnte kaum schlechter sein: 2024 gingen 
4,5  Prozent an Wertschöpfung verloren und die Arbeitslosigkeit stieg um 
17,8 Prozent; die Industrie steckt im dritten Rezessionsjahr. Im Dezember 
ist die Beurteilung der aktuellen Lage und auch der unmittelbaren Zukunft 

so schlecht wie seit der Coronazeit nicht mehr. Der entsprechende Index des Wirt-
schaftsforschungsinstituts Wifo brach auf minus 27,3 Punkte für die aktuelle Lage in 
der Sachgütererzeugung und minus 20,8 Zähler für die Erwartungen ein. Die Nulllinie 
trennt positive von negativen Einschätzungen; und zum Vergleich: Gesamtwirtschaft-
lich lag der Index im Dezember bei minus 6,0 bzw. minus 6,6 Punkten. Und auch das 
neue Jahr startet mit trüben Aussichten.

Die vergangenen Jahre waren von externen Krisen und deren Bewältigung geprägt. 
Es gäbe allerdings für eine exportorientierte Volkswirtschaft wie Österreich global be-
trachtet Wachstumschancen – die Weltwirtschaft wächst mit rund drei Prozent und vie-
le für Österreich spannende Märkte entwickeln sich dynamisch. Doch Österreich kann 
an diesen Wachstumschancen nicht teilhaben. 

„Wir haben uns schlichtweg aus dem Markt gepreist“, sagt IV-Präsident Georg Knill. 
„Wir haben in den letzten zwei Jahren jeden 15. Wertschöpfungseuro in der heimischen 
Industrie verloren – das ist alarmierend“. Die Arbeitskosten sind durch eine Steigerung 
von 32 Prozent der Lohnstückkosten seit 2021 massiv gestiegen. Die Energiepreise für 
Industriekunden liegen nicht nur über dem EU-Schnitt, sondern auch beim Zwei- bis 
Dreifachen dessen, was produzierende Unternehmen beispielsweise in den USA bezah-
len müssen. Diese hohen Kosten erschweren es Unternehmen, am Weltmarkt kompe-
titiv bleiben zu können. Das führt dazu, dass Produktionen an andere Standorte verlegt 
werden und auch Investitionen anderenorts stattfinden. Gleichzeitig drücken die vielen 
Monate politischer Unklarheit und der hohe Konsolidierungsbedarf des Bundesbudgets 
auf das Vertrauen in den Wirtschaftsstandort.

Wachstum hängt von den Bedingungen ab
Wirtschaftsforschungsinstitute haben für 2025 ein moderates Wachstum von rund 
einem halben Prozent prognostiziert. Dieser vorsichtige Optimismus ist stark von in-
ternen und externen Rahmenbedingungen abhängig. Einerseits geht es um die Frage, 
welcher Maßnahmenmix bei der Budgetkonsolidierung angewandt wird. Österreich 
hat bereits sehr hohe Steuereinnahmen – bei der Abgabenquote lag Österreich 2023 mit 
43,5 Prozent auf Platz vier in der Europäischen Union. In den vergangenen Jahren stie-
gen jedoch – teilweise krisenbedingt – die Staatsausgaben auf ein neues Rekordniveau. 
„Eine nachhaltige Konsolidierung darf nicht durch Steuererhöhungen erfolgen, son-
dern muss ausgabenseitig und intelligent umgesetzt werden“, sagt IV-Präsident Georg 
Knill. Der Plan, den FPÖ und ÖVP nach Brüssel gemeldet haben, geht bereits in die-
se Richtung: Von dem noch heuer einzusparenden Volumen von 6,4 Milliarden Euro 
soll rund die Hälfte bei Förderungen eingespart werden, 1,1 Milliarden Euro bei den 
Ministerien; und der Rest durch Effizienzsteigerungen und Lückenschlüsse im Steuer-
system. „Nur weniger auszugeben wird jedoch nicht reichen – das ist zu kurz gedacht 
und verkennt weitere anderweitige Konsolidierungspotenziale, etwa Effizienzsteige-
rungen und strukturelle Veränderungen“, so der IV-Präsident.

Nach dem Vorbild des „schwedischen Modells“ können in bestimmten Bereichen nomi-
nale Kostensteigerungen ausschließlich durch Effizienzgewinne ausgeglichen werden, 
ohne dabei das Leistungsniveau zu beeinträchtigen. Beispiele dafür sind die Verlage-
rung von stationären Leistungen im Gesundheitsbereich in Ambulanzen oder im Bil-
dungssektor eine Reduktion der Dokumentationspflichten für Lehrer.

Schließlich müssen so schnell wie möglich auch jene unabdingbaren Reformen an-
gegangen werden, die erst mittel- und langfristig Effekte haben werden. Das betrifft 
Strukturreformen, wie beispielsweise in den Bereichen der Pensionen, der Verwaltung 
oder auch des Föderalismus.

„Die Konsolidierung des Bundesbudgets ist kein Selbstzweck, sondern ein zentraler 
Baustein für eine stabile, vertrauenswürdige und wachstumsfördernde Wirtschafts
politik. Durch eine intelligente ausgabenseitige Konsolidierung kann der Staat nicht 
nur seine finanzielle Stabilität sichern, sondern auch die Rahmenbedingungen schaffen, 
die Unternehmen und Bürger brauchen, um zu wachsen und zu investieren“, betont 
IV-Generalsekretär Christoph Neumayer.

Unternehmen entlasten ohne Budgetbelastung
Unternehmen zu entlasten, ohne dabei das Budget zusätzlich zu belasten, kann generell 
über den Abbau bürokratischer Auflagen erfolgen. Die Bürokratiekosten in Österreich 
belaufen sich auf zehn bis 15 Milliarden Euro, was 2,6 bis 3,8 Prozent der Wirtschafts
leistung entspricht. Österreichische Unternehmen geben im Durchschnitt 2,5 Prozent 
ihrer Umsatzerlöse für die Einhaltung bürokratischer Vorschriften aus – Geld, das 
gut für Investitionen und Innovationen ausgegeben werden könnte. Ein Bürokratie
kostenindex und in weiterer Folge auch eine gesetzliche Verpflichtung zum Abbau 
bürokratischer Auflagen könnte Fortschritte sichtbar machen und Unternehmen er-
heblich entlasten. Aktuell liegt Österreich in dem von IV und Economica entwickelten 
Bürokratiekostenindex (BKI) im EU-Vergleich auf Platz elf, mit großem Abstand zu den 
Spitzenreitern in Skandinavien. Österreich liegt bei keinem der analysierten Indikato-
ren in den Top Ten der EU. In essenziellen Bereichen wie Unternehmensgründungen 
oder Steuererklärungen gehört das Land sogar zu den Schlusslichtern. Abhilfe könnte 
auch ein Deregulierungsgesetz ähnlich dem Deregulierungsgrundsätzegesetz, das 2020 
ausgelaufen ist, schaffen. Dadurch könnten Regelungen wie Sunset-Klauseln zur Evalu-
ierung neuer Gesetze oder „One in, two out“-Bestimmungen festgelegt werden.

US-Politik wird entscheidend sein
Entscheidend für das Wirtschaftswachstum in Österreich und Europa wird auch die Poli-
tik sein, die von Donald Trump in seiner zweiten Amtszeit als US-Präsident zu erwarten 
ist. Seine angekündigten „America First“-Maßnahmen könnten zu erheblichen wirt-
schaftlichen Verwerfungen führen. „Bis 2028 könnte die EU durch Trumps Maßnahmen 
kumulative BIP-Verluste von rund 420 Milliarden Euro erleiden, während die Verluste 
in den USA moderat blieben. Offene Volkswirtschaften wie Deutschland und Österreich 
wären besonders stark betroffen“, warnt Knill. Trumps Ankündigungen treffen Europa 
genau dort, wo die Schwächen liegen: Energiepreise („Drill, baby, drill!“), hohe Abga-
benlast (Trump: Senkung der Körperschaftsteuer) und hohe bürokratische Last (Elon 
Musk als Deregulierungsminister). Vor diesem Hintergrund müsse sich die neue Bundes-
regierung auf eine starke Außenpolitik und eine gestaltende Stimme in der Europäischen 
Union konzentrieren, sagt Knill: „Österreich lebt vom Export – wir verdienen sechs von 
zehn Euro im Ausland. Das muss sich auch im Koalitionsprogramm widerspiegeln“.

Die USA sind nach wie vor ein unverzichtbarer Partner und Verbündeter für Europa 
und Österreich. Es ist daher für die exportorientierte Industrie unerlässlich, die Part-
nerschaft mit den USA auf eine neue, ausgewogene Basis zu stellen. „Daher ist es auch 
wichtig, auf die US-Regierung zuzugehen, die transatlantischen Beziehungen proaktiv 
zu gestalten, an der Lösung bestehender Probleme zu arbeiten und gleichzeitig die eige-
nen europäischen Interessen klar zu vertreten“, meint Neumayer. 

„Wir starten von einer schwierigen Ausgangslage. Es braucht entschlossene Reformen, 
um Österreichs Wirtschaft wieder auf Wachstumskurs zu bringen“, erklärt IV-Präsident 
Georg Knill. „Klar ist: Es braucht Entschlossenheit, Mut und kluge Köpfe um die Her-
ausforderungen, vor denen der Industrie- und Wirtschaftsstandort steht, erfolgreich zu 
meistern und ein weiteres Rezessionsjahr abzuwenden“, so Neumayer abschließend.

Österreich steht heuer vor der heiklen 
Aufgabe, das stark belastete Budget 
nachhaltig zu sanieren und gleichzeitig 
die richtigen Impulse zu setzen, um das 
hauchzarte Wirtschaftswachstum nicht 
wieder auszubremsen.

Sanierung und 
Wachstum
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Vier zentrale Säulen 
für einen smarten Konsolidierungspfad:

Prioritäten für den Weg zum Wirtschaftswachstum:

•	 SENKUNG DER ARBEITSKOSTEN –
entscheidend ist die Reduktion der Lohnstückkosten

 
•	 SENKUNG DER ENERGIEKOSTEN

sowie Sicherstellung einer verlässlichen Energieversorgung  zu wettbewerbsfähigen Preisen

•	 ABBAU VON BÜROKRATIE
und Überregulierung sowie Effizienzsteigerung in der Verwaltung und Streichung überflüssiger Regelungen

ZIELGERICHTETE 
AUSGABEN­
KÜRZUNGEN IM 
BEREICH DER 
SUBVENTIONEN 
UND FÖRDERUNGEN

BÜROKRATISCHE 
ENTLASTUNG 
DURCH EINE 
GESETZLICHE 
VERPFLICHTUNG 
ZUM ABBAU 
BÜROKRATISCHER 
AUFLAGEN

EFFIZIENZGEWINNE 
BEI GLEICHEM 
LEISTUNGSNIVEAU 
NACH DEM 
VORBILD DES 
„SCHWEDISCHEN 
MODELLS“

STRUKTUR­
REFORMEN IN 
DEN BEREICHEN 
PENSIONEN, 
VERWALTUNG UND 
FÖDERALISMUS
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TRIGOS 2025:
EINREICH-START 
FÜR ÖSTERREICHS 
FÜHRENDEN NACH­
HALTIGKEITSPREIS
Nachhaltigkeit, Innovation und gesell-
schaftliche Verantwortung stehen im 
Mittelpunkt des TRIGOS, Österreichs 
renommiertester Auszeichnung für zu-
kunftsorientiertes Wirtschaften. Bereits 
zum 22. Mal wird der Preis im Jahr 2025 
an Unternehmen verliehen, die mit ihrer 
Strategie und ihren Projekten einen nach-
haltigen Beitrag für die Gesellschaft und 
den Planeten leisten.
Von 13. Jänner bis 7. März 2025 können 
Vorzeigeprojekte in sechs Kategorien ein-
gereicht werden – der Fokus liegt dabei 
auf der Innovationskraft, der Wirkung der 
Projekte sowie ihrer Zukunftsfähigkeit. 
Der Preis gibt Industrieunternehmen die 
Möglichkeit, zu zeigen, wie Nachhaltig-
keit auf innovative Weise im Betrieb ge-
lebt werden kann.

Die feierliche Verleihung findet  
am 25. September in Wien statt.

Einreichung unter www.trigos.at.

„Grow & Glow“-Initiative holt 
Mädchen an die HTL
Kann man die HTL (auch) zu einer „Schule der Mädchen“ 
machen? Das war der Ausgangspunkt eines Pilotprojekts, 
das von IV und MINTality-Stiftung gestartet wurde.

„High Potentials“ aus der 
Ukraine erhielten IV-Stipendium
Das Stipendium steht unter dem Motto „Praktischer Wissenstransfer im MINT-Bereich“ 
und wurde diesmal an drei junge Talente vergeben.

Die HTL ist ein großes Standort-
Asset Österreichs: Jede vierte 
Matura in Österreich wird an 
einer HTL absolviert; annä-

hernd die Hälfte des höher qualifizierten 
Technikpersonals der Industrie kommt 
aus der HTL – das ist etwa gleich viel wie 
von Unis und FHs zusammengenommen. 
Und auch, was die Eignung der Graduier-
ten angeht, brauchen sich die Absolven-
tinnen und Absolventen nicht zu verste-
cken: Sie werden von der Industrie mit 
Bestnoten bewertet und übertreffen in 
einigen innovationsrelevanten Feldern 
sogar die Hochschulgraduierten. Ohne 
die HTL-Talente gäbe es demnach kei-
ne österreichische Industrie, wie wir sie 
kennen – keine Hidden Champions, kei-
ne Weltmarktführer, keine erfolgreichen 
Industrie-Leitbetriebe.

Einziger Wermutstropfen rund um den 
Zukunftsmotor HTL ist die leider noch 
immer geringe Anzahl an jungen Frau-
en, die sich für eine HTL-Ausbildung 

Vergangenen Oktober ver-
gab die Industriellenvereini-
gung wieder drei Stipendien 
in Höhe von je 6.000 Euro an 

junge geflüchtete Studierende aus der 
Ukraine. Über das Stipendium dürfen 
sich Iryna Hontsovska (Computerwis-
senschaften, TU Wien), Mykhailo Bar-
abash (Künstliche Intelligenz, Johannes 
Kepler Universität Linz) und Ilona Tylev-
na (Mathematik, Universität Wien) freu-
en. „Für uns ist eine solche Unterstützung 

entscheiden. Vieles bewegt sich dabei in 
eine erfreuliche Richtung – so ist etwa 
der Anteil der HTL-Absolventinnen in 
den vergangenen Jahren von 14 auf zu-
letzt 21 Prozent gestiegen. In Anbetracht 
der rasanten Entwicklungen im Techno-
logiebereich und der weiter steigenden 
Nachfrage nach MINT-Talenten ist es 
aber zu wenig. Es muss an Dynamik zu-
gelegt werden.

So wurde auf Initiative der IV ein Koope-
rationsprojekt mit der MINTality-Stif-
tung, dem HTL-Direktorenverband und 
HTL-Schülerinnen gestartet. Ziel von 
„HTL-Girls Grow & Glow“ ist es, interes-
sierte HTLs durch gezielte Interventionen 
stärker zu „Schulen der Mädchen“ zu ma-
chen und damit künftig mehr interessierte 
weibliche Talente anzuziehen. Operativ 
unterstützt durch die MINTality-Stiftung 
wird die HTL dabei in einer ersten Pha-
se von ihren eigenen Schülerinnen unter 
die Lupe genommen: Wer oder was hat 
die Schulwahl beeinflusst? Wie wird das 

in dieser schwierigen Zeit 
für unser Land von großer 
Bedeutung“, meinte Vasyl 
Khymynets, Botschafter  der 
Ukraine in Österreich, an-
lässlich der Verleihung 
der Stipendien. Gastgeber 
Christoph Neumayer, Gene-
ralsekretär der IV, ergänzte: 
„Uns ist es eine Herzensan
gelegenheit, begeisterte und 
begabte  junge Menschen aus 

räumliche Setting der Schulen durch die 
jungen Frauen wahrgenommen? Wel-
chen Einfluss haben HTL-Pädagoginnen 
und -Pädagogen und Role Models auf das 
Wohlfühlen der Schülerinnen an HTLs? 
Welche Ziele verfolgen HTL-Absolven-
tinnen nach Schulabschluss? 

In Anwesenheit von IV-Präsident Knill 
präsentierten die Schülerinnen erste 
Zwischenergebnisse bei der bundes-
weiten HTL-Direktoren-Tagung im De-
zember in Salzburg und ernteten dabei 

der Ukraine bei ihrem MINT-Studium in 
Österreich zu unterstützen.“

Ilona, Mikhailo und 
Iryna setzten sich in 
einem hochkompe-
titiven Bewerbungs-
verfahren durch und 
punkteten mit  ihren 
beeindruckenden 
Platzierungen  bei 
ukrainischen und internationalen Wissen
schaftsolympiaden.

Das Stipendium hatte die Auflage des 
„praktischen Wissenstransfers im MINT-
Bereich“, was Ilona, Mikhailo und Iryna 
vor eine auch sprachliche Herausforderung 
stellte, die sie souverän meisterten. Sie ge-

stalteten gemeinsam mit Mi-
chael Eichmair und Dmytro 
Rzhemovskyi von der Univer-
sität Wien Workshops über 
Programmiersprachen und 
KI für begabte Jugendliche. 
Ihre Learnings? Planen ist 
wichtig, Improvisation und 
Kommunikation mindestens 
genauso! Nun planen die drei 
hochbegabten MINT-High-
Potentials, so rasch wie mög-
lich auch beruflich in Öster-
reich Fuß zu fassen.

großes Interesse der Schulleitungen. In 
einer zweiten Projektphase wird nun im 
Zusammenwirken von Schülerinnen, 
HTL-Schulleitungen und Industrie-
unternehmen aus den HTL-Kuratorien 
eine „Best-of “-Liste an besonders wir-
kungsvollen Maßnahmen und Interven-
tionen erarbeitet, um die HTL zur Schule 
der Mädchen zu entwickeln. Ebenso soll 
ein Tool mit Außenwirkung für die teil-
nehmenden Schulen entstehen, um den 
„Glow & Grow“-Spirit der Initiative auf 
ganz Österreich zu übertragen.

HTL-Schülerinnen aus „HTL-Girls Grow & Glow“.

Die Stipendiaten bei der Verleihung im Haus der Industrie.

IV-Generalsekretär Neu-
mayer mit Oleksandr Irkhin, 
Gesandter-Botschaftsrat 
der Ukraine.
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ZUKUNFTS-
GERICHTETES 
ÖSTERREICH
Die Krux mit dem Farbenspiel.

Egal, welche Meinung man auch vertreten 
mag, aus neutraler Beobachterperspektive 
waren die letzten Monate in der Welt der 
österreichischen Innenpolitik turbulenter als 
so manche Filmszenen.

Während die einen mit geflügelten Worten 
wie „Verantwortung für Österreich“, „Kein 
weiter wie bisher“ oder „Unsere Hand ist aus-
gestreckt“ Bullshit-Bingo spielten, verfolgen 
doch einige Personen die Situation mit ernst-
hafter Sorge. Unser Farbenspiel wird immer 
komplizierter: Rot kann nicht mit Blau oder 
Pink, Schwarz nicht mehr mit Grün und ge-
meinsam können Rot und Schwarz auch 
nicht mehr. Schaut man sich die Mehrheits-
verhältnisse – auch unter Berücksichtigung 
von Neuwahlszenarien – an, fällt einem auf, 
dass nicht mehr viel an Kompatibilität zwi-
schen den Farben übrig bleibt. Für Fantasien 
wie Minderheitsregierungen oder politisch 
neutrale Expertenminister besteht im öster-
reichischen System kaum ein Wille.

Langsam frage ich mich, wie sich das alle be-
teiligten Personen für die Zukunft vorstellen. 
Realitätsverweigerung ist wohl keine Lang-
friststrategie – es wäre an der Zeit, sich selbst 
ernst zu nehmen und leere Floskeln wie 
„Verantwortung übernehmen“ mit Inhalt zu 
füllen. Die Menschen in Österreich müssen 
das nämlich auch machen: Von Unternehmen 
wird selbstverständlich erwartet, sich laufend 
an neue Herausforderungen anzupassen, und 
auch am Arbeitsmarkt sollen die Menschen 
mit sich ändernden Rahmenbedingungen 
klarkommen. Warum also nicht die Politik? 
Die muss jetzt mutig sein, auch größere Ver-
änderungen anzugehen. Wir müssen nicht 
mehr alles so machen, wie wir es in den letz-
ten Jahrzehnten immer schon gemacht ha-
ben. Die Welt hat sich enorm verändert und 
wird sich noch viel mehr verändern.

Wir brauchen klare Ziele und einen lang
fristigen Plan für Österreich, und zwar über 
eine Wahlperiode hinaus. Einen stabilen 
Wirtschaftsstandort, Wohlstand und Sicher-
heit – das erwarten sich die Menschen, wenn 
sie ihre Stimme bei der Wahlurne abgeben. 

Julia Aichhorn,
Bundesvorsitzende der Jungen Industrie

„Technik kinderleicht!“: 
Forschendes Lernen in 
Kindergarten und Volksschule

Das Projekt „Technik kinderleicht!“ (TKL) des 
Technischen Museums Wien in Zusammen
arbeit mit der Jungen Industrie verfolgt ein kla-
res Ziel: Kinder schon im Kindergarten- und 

Vorschulalter für Technik und Naturwissenschaften zu be-
geistern. Seit 2015 unterstützt diese Bil-
dungsinitiative zahlreiche Pädagoginnen 
und Pädagogen dabei, technisches und na-
turwissenschaftliches Wissen spielerisch 
und praxisnah zu vermitteln.

Die Idee hinter „Technik kinderleicht!“
Das Technische Museum Wien und die 
Junge Industrie teilen die Vision, die natür-
liche Neugier der Kinder zu fördern und sie 
zu kleinen Entdeckern zu machen. Früh-
kindliche Begeisterung für Technik und 
Naturwissenschaften legt den Grundstein 
für späteres Interesse und Verständnis.
Doch viele Pädagoginnen und Pädagogen 
fühlen sich unsicher, MINT-Themen in 
den Kindergarten- oder Schulalltag einzu-
binden. „Ich habe selbst keine technische 
Ausbildung. Wie soll ich das vermitteln?“ ist eine häufige 
Sorge. Genau hier setzt „Technik kinderleicht!“ an: Mit 
leicht verständlichen Materialien und praxisnahen Schu-
lungen der Pädagogen zeigt es, wie Technik mit einfachen 
Mitteln und geringem Budget spielerisch vermittelt werden 
kann. TKL stärkt die Kompetenzen der Pädagogen, indem 
sie lernen, Kinder aktiv bei ihren Experimenten zu unter-
stützen. Eine Teilnehmerin fasst es treffend zusammen: 
„Ich habe gelernt, dass ich nicht alles wissen muss. Manch-
mal reicht es, die Kinder zu begleiten und gemeinsam mit 
ihnen zu entdecken.“

Aufbau des Projekts
Das Herzstück von „Technik kinderleicht!“ ist ein durch-
dachtes Curriculum, das Pädagogen mit praxisorientierten 
Workshops zu den Themenbereichen Wasser, Technik  
im Alltag, Mobilität sowie Digitalisierung qualifiziert. 

Darüber hinaus werden maßgeschnei-
derte Angebote zu speziellen Themen 
wie beispielsweise Bionik oder Papier 
angeboten.

„Kinderleicht Cafés“
Ein zentrales Element des Projekts sind 
die „Kinderleicht Cafés“, eine Plattform 
für Austausch und Vernetzung: Hier 
können Pädagoginnen und Pädagogen 
ihre Erfahrungen teilen, neue Ideen ent-
wickeln und praxisnahe Unterstützung 
durch erfahrene Wissensvermittler des 
Technischen Museums erhalten.

Praxisnahe Umsetzung
Die teilnehmenden Bildungsinstitutionen 

werden mit speziell entwickelten Materialien ausgestattet, 
die sich leicht in den Alltag integrieren lassen. Die Expe-
rimente sind so gestaltet, dass sie mit vorhandenen oder 
kostengünstig beschaffbaren Gegenständen durchgeführt 
werden können.

Die Pädagoginnen und Pädagogen agieren als Multi
plikatoren und tragen ihr Wissen in die jeweilige Insti-
tution weiter. So wird das Projekt nachhaltig in der früh-
kindlichen Bildung verankert.

Erfolge und Wirkung
Seit 2015 haben über 4.000 Pädagogen aus acht Bundes
ländern und den angrenzenden Nachbarländern an „Tech-
nik kinderleicht!“-Schulungen teilgenommen. Allein im 
Jahr 2024 wurden 680 Pädagogen aus vier Bundesländern 
zu MINT-Multiplikatoren. 

Ein Blick in die Zukunft
Das Projekt „Technik kinderleicht!“ wird 
kontinuierlich ausgebaut: Im Sommer 
2025 werden erstmals spezielle Work-
shops für Wiener Freizeitpädagogen an-
geboten. Zudem werden neue Unterlagen 
und Inhalte zum Thema Nachhaltigkeit 
entwickelt und die Kooperationen auf 
nationaler und internationaler Ebene in-
tensiviert. Gemeinsam mit der MINTa-
lity-Stiftung entstehen neue Materialien 
speziell für Mädchen im Alter von vier bis 
acht Jahren. Das Hauptziel bleibt dabei 
unverändert: Kinder spielerisch zu för-
dern und sie für Technik und Naturwis-
senschaften zu begeistern.

Mit „Technik kinderleicht!“ setzt das Technische Museum 
Wien gemeinsam mit der Jungen Industrie einen nach
haltigen Impuls für die Bildung der Jüngsten – und ebnet 
den Weg für eine Generation neugierig forschender Ent
deckerinnen und Entdecker!

IV-POSITIONEN 9Junge Industrie
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Was Österreich jetzt braucht
Der globale Kulturkampf ist in vollem Gange. Die wirtschaftlichen Probleme einzelner Länder lassen den Liberalismus, 
ein Konzept, welches die letzten Jahrzehnte in Westeuropa verpönt war, wiederauferstehen. 

Die „Sozialisten in allen Par­
teien“ (Zitat Friedrich August 
von Hayek) haben viele Län­
der in hohe Staatsverschul­

dung und niedrige wirtschaftliche Wachs­
tumsraten geführt. Nach dem früheren 
deutschen Bundeskanzler Helmut Kohl 
beginnt der Sozialismus bei einer Staats­
quote von 50 Prozent – ein Faktum, wel­
ches für Österreich mit 55 Prozent längst 
zutrifft. Der Etatismus blüht in noch nie 
da gewesener Dimension, zusätzlich ver­
schärft durch Gold Plating immer neuer 
Vorschriften aus Brüssel. Planwirtschaft, 
wohin das Auge reicht, und trotzdem wird 
von führenden heimischen Ökonomen 
ständig von neuen Steuern („einnahmen­
seitige Sanierung des Budgetdefizits“) 
und wie immer von der Gefahr des „Ka­
puttsparens“ in der Phase der Rezession 
gesprochen – in einem Staat, der noch nie 
so aufgebläht war wie jetzt und noch nie 
so viel Geld ausgeschüttet hat.

Österreich steht vor einem ernsthaften 
ökonomischen Problem, der Leidens­
druck ist hoch: Die Staatsverschuldung 
wächst rasant, obwohl die Steuer- und 
Abgabenquote enorm hoch ist. Gleich­
zeitig nimmt die Umverteilung von Ein­
kommen und Vermögen immer größere 
Ausmaße an, ohne dass nachhaltige struk­
turelle Verbesserungen erkennbar wären. 
Die Folge: ein System, das Leistung zu­
nehmend bestraft und Eigenverantwor­
tung untergräbt, während es an Anreizen 
für Innovationen und Investitionen fehlt. 
Österreich benötigt dringend mehr Wirt­
schaftsliberalismus – und könnte dabei auf 
die Ideen der Österreichischen Schule der 
Nationalökonomie bauen, die weltweit 
wieder stark an Bedeutung gewinnen.

Die Österreichische Schule, vertreten 
durch Größen wie Carl Menger, Ludwig 
von Mises und Friedrich August von Hay­
ek, hat wesentliche Impulse für die mo­
derne Wirtschaftstheorie geliefert. Ihre 
zentralen Werte – individuelle Freiheit, 
Eigenverantwortung, freier Wettbewerb 

und eine minimalistische Rolle des Staa­
tes – sind jetzt die richtige Antwort auf 
die aktuellen Herausforderungen. Diese 
Prinzipien erinnern daran, dass Wohlstand 
und Innovation nicht durch zentralistische 
Planung, sondern durch die schöpferische 
Kraft freier Märkte entstehen.

Die drängenden Probleme Österreichs
Österreich hat sich über Jahrzehnte einen 
großzügigen Transferstaat aufgebaut 
und ihn seit der Coronapandemie maxi­
miert. Dieses Modell stößt jetzt an seine 
Grenzen:

1.	Hohe Steuer- und Abgabenquote
Mit einer Steuer- und Abgabenquote von 
43,5 % (2023) liegt Österreich im globalen 
Spitzenfeld. Dies dämpft nicht nur die 
Konsumkraft der Bürger, sondern auch die 
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 
und hemmt die Ansiedlung neuer Betriebe.

2.	Hohe Staatsverschuldung
Die Coronakrise, der Ukrainekrieg und 
inflationsbekämpfende Maßnahmen ha­
ben die Staatsausgaben weiter ansteigen 
lassen. Österreichs Staatsverschuldung 
liegt mittlerweile bei über 80 Prozent des 
BIP, mit weiter steigender Tendenz – eine 
kritische Entwicklung, die die zukünf­
tigen Handlungsspielräume einschränkt 
und nachfolgende Generationen immer 
stärker belastet.

3.	Verfestigung von Fehlanreizen 
durch Umverteilung

Die Umverteilungspolitik Österreichs ist 
einer der Haupttreiber für soziale Stag­
nation. Hohe Sozialtransfers und ein 
dichtes Netz von Subventionen haben 
zwar die soziale Absicherung verbes­
sert, führen jedoch zu Fehlanreizen, die 
Eigenverantwortung und Arbeitsanreize 
schwächen. Besonders alarmierend ist 
der wachsende Anteil an Personen im er­
werbsfähigen Alter, die sich auf staatliche 
Leistungen verlassen, statt am Arbeits­
markt im Rahmen einer Vollzeitbeschäf­
tigung teilzunehmen.

4.	Überbordende Bürokratie
Unternehmen in Österreich sehen sich 
mit einer Lawine an Vorschriften kon­
frontiert, die Innovation und Unterneh­
mergeist hemmen. Die staatliche Regulie­
rung greift immer stärker in Bereiche ein, 
die effizienter von der Privatwirtschaft or­
ganisiert werden könnten. Das lähmt die 
Wirtschaft und führt zu höheren Kosten, 
die letztlich alle Bürger tragen müssen.

Österreich braucht den Mut, sich von der 
Idee des Vollkaskostaats zu lösen und wie­
der auf die Kräfte der Freiheit, der Eigen­
verantwortung und des Wettbewerbs zu 
vertrauen. Wirtschaftsliberalismus ist 
kein Angriff auf den Sozialstaat – er ist 
die Voraussetzung dafür, ihn auf Dauer 
finanzierbar und effizient zu gestalten. 
Das Beispiel Schweden in den 1990er-
Jahren zeigt, dass die Rückbesinnung auf 
wirtschaftsliberale Ideen erfolgreich ist. 
In Argentinien ist aktuell eine wirtschafts­
liberale Rosskur notwendig, um den einst 
so reichen und heute vom Sozialismus 
zerstörten Staat wieder funktionsfähig 
zu machen. Wie immer zeigt auch die 
Schweiz in der aktuellen Zeit vor, wie ein 
Staat höchst erfolgreich organisiert wer­
den kann. Österreich sollte sich ein Bei­
spiel daran nehmen.

Joachim Haindl-Grutsch

Oberösterreich
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WIE WIRTSCHAFTS- 
LIBERALISMUS HELFEN 
KANN

1.	Senkung von Steuern 
und Abgaben

Eine wirtschaftsliberale Politik setzt 
darauf, die Steuer- und Abgaben­
quote zu senken. Das würde sowohl 
Unternehmen entlasten als auch den 
Bürgern mehr Netto vom Brutto 
lassen. Weniger staatliche Eingriffe 
in Form von Abgaben schaffen 
Raum für Investitionen, Innovation 
und private Vorsorge. Dies stärkt 
nicht nur den Arbeitsmarkt, son­
dern fördert auch die individuelle 
Lebensqualität.

2.	Schlanker und effizienter Staat
Ein liberaler Ansatz würde den Staat 
wieder stärker auf seine Kern­
aufgaben zurückführen. Dies würde 
nicht nur die Effizienz steigern, 
sondern auch die Staatsausgaben 
senken und die Verschuldung ab­
bauen. Durch einen konsequenten 
Abbau von Bürokratie und unnöti­
gen Regulierungen würde Österreich 
für in- und ausländische Investoren 
attraktiver. Weniger Vorschriften 
bedeuten schnellere Genehmigungs­
verfahren, geringere Kosten und eine 
gesteigerte Wettbewerbsfähigkeit.

3.	Förderung von Eigen
verantwortung und Wettbewerb

Ein wirtschaftsliberales Modell setzt 
auf die Kraft des freien Marktes und 
die Innovationskraft der Menschen. 
Durch weniger staatliche Regulie­
rung können Unternehmen freier 
agieren und sich auf das konzent­
rieren, was sie am besten können: 
Arbeitsplätze schaffen, Innovation 
vorantreiben und Werte generieren. 
Gleichzeitig muss die Eigenverant­
wortung der Bürger mit Anreizen 
gestärkt werden – Leistung muss sich 
wieder lohnen.

Friedrich August von Hayek.
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Wird 2025 positiv überraschen? 
Bei seiner traditionellen Business Gala zum Neujahrsauftakt mit 1.500 Besuchern stufte Oberbank-General
direktor Franz Gasselsberger die aktuelle wirtschaftliche Lage in Deutschland und Österreich als „wenig ermutigend“  
ein. Deutschland und Österreich sind schleichend zu den Schlusslichtern in Europa geworden.

Vor allem mache der Vertrauens­
verlust und die mangelnde 
Konsumfreude der Bevölkerung 
nachdenklich. Gerade in dieser 

schwierigen Phase sei Zuversicht in die 
Zukunft essenziell; auch, um gleichzeitig 
ablaufende Transformationsprozesse bei 
Energie und Technologie bewältigen zu 
können. „Besonders kritisch ist auch die 
überbordende Bürokratie aus Brüssel, die 
die Wirtschaft in Grund und Boden regu­
liert“, so Gasselsberger weiter; die USA 
seien daher aktuell wesentlich besser und 
unabhängiger aufgestellt. Dem Verlust an 
Wettbewerbsfähigkeit und gestiegenen Ab­
hängigkeiten gegenüber den USA und 
China müsse eine „Europa-first-Politik“ 
entgegengesetzt werden. Mehr Eigenver­
antwortung sei notwendig, weil der Wohl­
stand auf Arbeit und Leistung beruhe und 
nur so der Sozialstaat garantiert bleibe. Ver­
trauen brauche eine glaubwürdige Bundes­
regierung und die Sanierung des Budgets. 

Entlastungen auf der Kostenseite seien 
essenziell, die Incentivierung der Teilzeit­
gesellschaft müsse gestoppt werden. 2025 
könnte durch Zinssenkungen der EZB, In­
vestitionen durch eine neue deutsche Re­
gierung und vielleicht sogar ein Ende des 
Ukrainekriegs positiv überraschen.

IV-OÖ-Vizepräsident Thomas Bründl be­
tonte, dass die Welt mit über drei Prozent 

2024 durchaus robust gewachsen ist, es gab 
über 60 Länder mit mehr als vier Prozent 
Wachstum. Österreich hat sich durch enor­
me Kostensteigerungen bei Personal und 
Energie aus dem Markt gepreist; Europa 
müsse geeint auftreten und dürfe sich nicht 
zu Tode regulieren. Unternehmertum be­
deute Risiko und ein Herausgehen aus der 
Komfortzone – Mut und Leistung müs­
sen belohnt werden, weil sonst die Miss­
erfolgsvermeidung im Mittelpunkt stehe.

Für Keynote-Speaker Karl Theodor zu 
Guttenberg, Deutschlands Wirtschafts- 
und Verteidigungsminister a. D., befindet 
sich die Welt im Umbruch. Er verband das 
mit der Forderung an Europa, endlich zu 
handeln. Im „geopolitischen Dschungel“ 
sind nationalstaatliche Antworten jedoch 
keine Lösung. Er sah die Gefahr, dass 
in einem Konflikt zwischen den Groß­
mächten USA und Russland Deutschland 
zerrieben werden könnte. Der heutige 

Berater der EU sieht aber den „Zug bei 
uns nicht abgefahren“ – er registriere an­
gesichts von 500 Millionen EU-Bürgern 
ein Netz unzähliger Kraftfelder, wobei 
auch kleinere Länder wie Dänemark als 
Vorbild für die großen fungieren können. 
Guttenberg schloss seinen Vortrag mit 
dem Spruch: „Wenn das Wasser bis zum 
Hals steht, ist es nicht ratsam, den Kopf 
hängen zu lassen!“
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ÖSTERREICH, EU UND USA – DAS WAHLJAHR 2024 UND DIE KONSEQUENZEN FÜR DEN WIRTSCHAFTSSTANDORT EUROPA
Beim traditionellen „Talk@Raiffeisen“ der Industriellenvereinigung Oberösterreich und der Raiffeisen Landesbank OÖ beleuchtete eine hochkarätige Talkrunde 
bestehend aus WIFO-Direktor Gabriel Felbermayr, Politikanalyst Thomas Hofer und IV-OÖ-Vizepräsident und voestalpine-CEO Herbert Eibensteiner die aktuellen 
Herausforderungen für Wirtschaft und Politik. 

Laut WIFO-Prognose wird Deutschland 
2025 ein Wachstum von nur 0,4 Prozent 
aufweisen, Österreichs Industrie bleibt in 
der Rezession. Laut Felbermayr braucht 
Österreich einen Fünf-Jahres-Plan mit 
Bürokratieabbau, Budgetsanierung und 
einem Leistungspaket, um Arbeit wieder 
attraktiver zu machen. 

Europa ist für die voestalpine der 
schwächste Markt, und innerhalb Europas 
ist Deutschland das Schlusslicht. Durch 
die breite Diversifizierung in Ländern 
und Branchen könne das Unternehmen 
die Schwäche der europäischen Ent­
wicklung etwas kompensieren, betonte 
Herbert Eibensteiner – „in den USA pro­
duzieren wir lokal für den lokalen Markt, 
weil Lieferungen aus Europa unter den 
gegebenen Umständen nicht mehr wirt­
schaftlich sind“.

Gleichzeitig kritisierte Eibensteiner die 
aufwendigen Regulierungen: „Die neuen 
EU-Vorgaben zur Nachhaltigkeitsbericht­
erstattung kosten uns allein 1,5 Millionen 
Euro an Personal für die Berichterstellung 
und Beratungsleistungen – ohne jegliche 
Wertschöpfung.“ Bürokratieabbau sei ein 
Muss, um die Wettbewerbsfähigkeit der 
heimischen Industrie wiederherzustellen.

Die Kritik an der Energie- und Bürokra­
tiepolitik unterstrich auch Thomas Hofer, 
der die politische Lähmung in Österreich 
anprangerte: „Ein schlechter Plan ist keine 
Option mehr, das bringt das Land keinen 
Schritt weiter.“ Die Aussage „It’s the eco­
nomy, stupid“, bekannt geworden durch 
Bill Clinton, gilt für die USA nicht mehr: 
Trotz florierender Wirtschaft ist die Stim­
mung in den USA schlecht, eine Entkop­
pelung von den Zahlen und Fakten ist er­

folgt; Emotionen und Stimmungsbilder 
prägen die Diskussion. Hofer spricht des­
wegen von einer „Emokratie“ statt einer 
Demokratie. Die zweite Präsidentschaft 
von Donald Trump erwartet er deutlich 
disruptiver, weil Trump nun wesentlich 

besser vorbereitet in diese zweite Amtszeit 
geht; der Druck auf Europa werde stark 
steigen. Die klare Botschaft der Experten: 
Ohne mutige Schritte und klare politische 
Weichenstellungen droht Österreich zu­
nehmend den Anschluss zu verlieren.

RLB-OÖ-Generaldirektor Heinrich Schaller, Herbert Eibensteiner, Gabriel Felbermayr, Thomas Hofer.

Franz Gasselsberger, Generaldirektor der Oberbank.
Thomas Bründl, Vizepräsident der Industriellen­
vereinigung OÖ.
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Die Schulden steigen ungebremst
Die längste Rezession der Nachkriegszeit wirkt sich unmittelbar negativ auf die öffentlichen Haushalte aus.  
Oberösterreich steht im Vergleich wesentlich besser da. 

Die schwierige wirtschaftliche 
Ausgangslage wirkt sich nicht 
nur negativ auf den Wirt­
schaftsstandort aus, sondern 

auch auf die Einnahmen des Landes OÖ: 
Die neue, kürzlich eingetroffene Prognose 
für die Ertragsanteile samt einem dicken 
Minus für die Bundesländer (rund 100 Mil­
lionen Euro jährlich weniger für Ober­
österreich) machte auch das Aufschnüren 
des an sich schon fertigen Landeshaus­
halts für 2025 notwendig. Der ursprüng­
lich geplante Abgang von rund 150  Mil­
lionen Euro musste auf einen Abgang von 
rund 253 Millionen Euro korrigiert wer­
den. Insgesamt budgetiert das Land OÖ 
mit Einnahmen von 9,15 Mrd. Euro und 
Ausgaben von 9,4 Mrd. Euro. Die größten 
Budgetposten sind Gesundheitsausgaben 
von 1,7 Mrd. Euro, Sozialausgaben von 
779 Mio. Euro, 418 Mio. Euro für die Kin­
derbetreuung und 345 Mio. Euro für den 
Wohnbau. Für Forschung und Innovation 
sind insgesamt 117,5 Millionen Euro vor­
gesehen.

Der OÖ Zukunftsfonds, mit einem Volu­
men von über 200 Millionen Euro, stellt 
Weichen für die industrielle Transforma­
tion. Im Fokus stehen unter anderem 
Energiewirtschaft und Umweltschutz 
(57,5 Mio. Euro), öffentlicher Verkehr 
(47,6 Mio. Euro), Forschungsförderung 
(38,9 Mio. Euro) sowie Digitalisierung 
und Breitbandausbau (19,8 Mio. Euro). 

Oberösterreich hat bereits seit dem 
Jahr 2024 mit dem Oö. Stabilitätssiche­
rungsgesetz die derzeit von Wirtschafts­
forschungsinstituten und dem Fiskalrat 
geforderte Schuldenbremse umgesetzt. Die 
geplanten Gesamtschulden betragen somit 
aktuell rund 15,9 Prozent der Einnahmen, 
der maximale Deckel liegt bei 25 Prozent.  

Im Vergleich der Bundesländer steht Ober­
österreich sehr gut da: Mit einer Schulden­
quote von 12,62 Prozent liegt das Land auf 
Platz eins, vor Tirol und Vorarlberg. Kärn­
ten mit 101,87 Prozent, NÖ mit 84,29 Pro­
zent, die Steiermark mit 73,79 Prozent und 
Wien mit 61,38 Prozent sind die Schluss­
lichter. In den letzten sechs Jahren schaffte 

Oberösterreich in vier Jahren Budgetüber­
schüsse und wies nur 2020 und 2021 Defizite 
aus. Die Verschuldung von Wien steigt bei­
spielsweise allein 2025 mit über drei Mrd. 
Euro. Die IV-OÖ wird weiter eindringlich 
auf eine solide Finanzpolitik Oberöster­
reichs mit Nulldefizit und Schuldenabbau 
über den Konjunkturzyklus pochen.

Die Rezession erreicht den  
oberösterreichischen Arbeitsmarkt 
Das Jahr 2024 stellte den Arbeitsmarkt in Oberösterreich vor erhebliche Herausforderungen. Als Industriebundesland 
Nummer eins in Österreich spürt Oberösterreich die Folgen der Rezession in der Industrie besonders stark. 

Trotz dieser Umstände war der 
oberösterreichische Arbeits­
markt im ersten Halbjahr 2024 
äußerst robust – die Arbeits­

losenquote blieb mit 4,9 % im Jahresmittel 
2024 im nationalen Vergleich (Bund: 
7,0 %) vergleichsweise niedrig. Ober­
österreich weist hinter Salzburg und Tirol 
die drittniedrigste Arbeitslosenquote auf, 
die vergleichbaren Industriebundesländer 
Steiermark und Niederösterreich verzeich­
nen Quoten von 6,1 % bzw. 6,3 %. Schluss­
licht ist Wien mit 11,4 %.

Dennoch war insbesondere gegen Jahres­
ende ein überdurchschnittlicher Anstieg 
an Arbeitslosigkeit in Oberösterreich 
erkennbar und die Zahl der Frühwarn­
meldungen beim AMS stieg rasant. Die 
Arbeitslosenquote lag schließlich in Ober­
österreich 2024 um 0,7 Prozentpunkte 
über dem Niveau von 2023; die Zahl der 
Beschäftigten bei 694.925 Personen und 
somit rund 4.700 unter dem Niveau des 
Rekordjahrs 2023. 2024 waren um rund 
5.200 Personen bzw. 17,2 % mehr arbeits­
los als im Jahr davor. Die Arbeitslosigkeit 

stieg bei den Frauen um 15,8 %; etwas we­
niger stark als bei den Männern (18,4 %). 
Bei jungen Erwachsenen (unter 25 Jahren) 
zeigte sich ein Anstieg von 4,9 %, was rund 
200 Personen bei den Vormerkzahlen ent­
spricht. Der bundesweit mit Abstand nied­
rigste Anstieg der Arbeitslosigkeit bei den 
unter 25-Jährigen ist einer Schwerpunkt­
setzung in dieser Zielgruppe durch das 

AMS OÖ zu verdanken. Bei Personen über 
55 Jahren stieg die Arbeitslosigkeit gegen­
über dem Vorjahr um 13,6 % und die Zahl 
der Langzeitbeschäftigungslosen erhöhte 
sich um 19,0 % gegenüber 2023. 

Der Blick auf die offenen Stellen spiegelt 
die wirtschaftlichen Herausforderungen 
ebenfalls wider: Im Jahr 2024 standen beim 

AMS OÖ 21.874 offene Stellen zur Verfü­
gung, um rund 6.800 bzw. 23,6 % weniger 
als im Vorjahr. Zudem waren 1.553 sofort 
verfügbare Lehrstellen (-17,3 %) gemeldet.

Reformen sind erforderlich, um die An­
reize zum möglichst raschen Wieder­
einstieg von Arbeitslosen in den Arbeits­
markt deutlich zu erhöhen.
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Arbeitslosenquoten 2024

Oberösterreich hat die niedrigste Schuldenquote
Bundesländer im Vergleich, 2023

Quelle: Land Oberösterreich
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Salzburg
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101,87 %

Kärnten
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